
HANS KAMMLER 

Wettbewerb der Systeme: Ein Thema von gestern? 

1. Nach dem Ost-West-Konilikt oifene Fragen 

Das Ende des Kalten Krieges, die Auílösung des sowjetischen 
Herrschaftsbereiches in Osteuropa und anschlieftend der 
Sowjetunion selbst haben im Westen zu vielen unterschiedlichen 
Reaktionen ge-führt Eine davon ist eine Art Triumphalismus des 
Westens. Der Wes-ten hat den Kalten Krieg gewonnen, die 
Überlegenheit seiner politi-schen Ordnung ebenso wie seiner 
Wirtschaftsordnung liegt offen zu Tage - wozu also sich mit Fragen 
des Systemwettbewerbs befassen, nachdem der Wettbewerb 
eindeutig entschieden ist? 

Verbreitet ist aber auch eine Sicht des Ost-West-Konfliktes, die 
ihn als historisch einmaligen Prozeft auffafót Auch diese 
Auifassung ist leicht zu verstehen. In bezug auf bestimmte 
Attribute des Konilikts - etwa seine globale Reichweite, die Rolle, 
die Kernwaífen und weit-reichende Tragersysteme gespielt haben, 
sein Hineinwirken in alle Lebensbereiche einschlieftlich Kultur und 
Religion - war er in der Tat sui generis. Trotzdem wird im 
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folgenden die Auffassung vertreten und begründet, daft beide 
Sichtweisen in die írre fíihren. Als Konflikt, in dem es auch und 
besonders um die Ausbreitung alternativer Wirt-schafts- und 
Gesellschaftsordnungen ging, war der Ost-West-Konflikt weniger 
einzigartig, als es vielen Zeitgenossen und Kommentátorén 
erschien. Dieser Anschein konnte entstehen, weil die historische 
Per-speküve sich - nicht nur für die aufterwissenschaftliche 
Diskussion - stark verkürzt hat Selbst in den Wissenschaften, zu 
deren Untersu-chungsobjekten politische Instituűonen und 
Wirtschaftsordnungen ge-hören, beschrankt sich das Blickfeld 
háufig auf europáisch-amerikani-sche Geschichte des 20. 
Jahrhunderts. Eine solche Verkürzung der Perspektive ist gerade 
bei der Frage nach dem Potential und den Gefáhrdungen 
freiheitlicher Ordnungen nicht zu verantworten. 

Daher wird nach einer einleitenden Prázisierung der Begriffe 
der "Ordnung" sowie des "Systems" und des "Systemwettbewerbs" 
die Be-tonung der Einzigartigkeit des Ost-West-Konflikts zunachst 
mit der historischen Evidenz einiger heute wenig bekannter 
früherer Fálle von Systemrivalitat konfrontiert lm darauf folgenden 
Abschnitt geht es um Erklárungen für das Entstehen und den 
Verlauf solcher Konflikte, also um Ansatze einer Theorie des 
Wettbewerbs der Systeme. Der Schluft-abschnitt versucht eine 
Antwort auf die Frage, ob damit zu rechnen ist, daft die 
Demokratie und die Marktwirtschaft, die seit 1989 in den Landern 
Osteuropas rivalisierende Ordnungen verdrangt haben oder dabei 
sind, es zu tun, ihrerseits wieder unter Konkurrenzdruck gera-ten. 
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Sowohl der Begriff der Ordnung wie der des Systems werden 
in den folgenden Ausführungen im Sinne Euckens gebraucht, 
wobei "Ordnung" deskriptív zu verstehen ist (also nicht in der 
Bedeutung von Euckens zweitem, normativen Ordnungsbegriff; 
siehe dazu Euc-ken, 1975, S. 372-373). "Systeme" sind demgemáft, 
im Gegensatz zu "Ordnungen", nicht Bezeichnungen empirisch 
vorfindbarer Institutio-nengefüge, sondern extremtypische Begriffe, 
Ergebnisse "pointierend-hervorhebender Abstraktíon" im Sinne 
Euckens, die heurisüsch wert-voll sind, nicht obwohl, sondern weil 
sie dominierende Merkmale rea-ler Ordnungen begrifílich zu 
Extremwerten steigern (Eucken, 1940, S. 193-195; vgl. Hempel, 
1965, S. 87-90). Keine reale politische Ordnung entspricht voll dem 
extremtypischen Begriff der Demokratie, ebenso wie keine reale 
Wirtschaftsordnung nur Marktwirtschaft oder Ver-kehrswirtschaft 
(Eucken, 1940, S. 103-144) ist Solche Abstraktionen sind trotzdem 
für die Theoriebildung und -weiterentwicldung - nicht nur in den 
Wirtschaft- und Sozialwissenschaften - unentbehrlich (hier-zu sowie 
zur Abgrenzung zwischen Extremtypen und Idealtypen insbe-
sondere Hempel, 1965). 

Soweit sich konkrété Ordnungen wegen ihrer dominierenden 
Merkmale (beispielsweise: Vertragsfreiheit, oder ihr Fehlen) 
einem Systembegriff wie Marktwirtschaft oder 
Zentralverwaltungswirtschaft zuordnen lassen, entsteht auch die 
Möglichkeit, daft die Zuordnung in einem spáteren 
Beobachtungszeitpunkt revidiert werden muft. Die 
Wirtschaftsordnung der Tschechoslowakei im Jahre 1925 lieft sich 
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als "Marktwirtschaft" bezeichnen, die des Jahres 1955 nicht 
Ordnungen eines bestimmten Typs wurden und werden im 
geschichtlichen Ablauf immer wieder durch Ordnungen eines 
anderen Typs ersetzt Dies gilt auch für politische Ordnungen 
(Verfassungen): Sowohl Argentinien wie Griechenland standén 
1970 unter Militardiktaturen; zwanzig Jahre spáter waren diese in 
beiden Landern durch Demokratien ersetzt worden. In beiden 
Fallen kann von einer Transformation von Ordnun-gen gesprochen 
werden. 

Die Frage ist berechtigt, inwiefern die Beobachtung solcher 
Vorgan-ge es rechtfertigt, von einem Wettbewerb unter Ordnungen 
oder "Wettkampf der Systeme" zu sprechen. Zwar ist seit 
Jahrzehnten, insbesondere in Phasen der Intensivierung des 
"Kalten Krieges", in zahllosen wissenschaftlichen und 
aufterwissenschaftlichen Diskussio-nen von einem "Wettkampf1 

oder "Wettbewerb der Systeme" die Rede gewesen. Es bestand 
also weithin Einigkeit dariiber, daft ein welt-geschichtlicher Prozeft 
ablief, der diese Bezeichnung verdiente. Darin waren, bei alien 
Unterschieden der Bewertungen, "linké" und "Rech-te" - und alle 
übrigen - sich einig. Es gab und gibt auch kein erhöhtes Risiko von 
Miftverstandnissen, wenn statt von einem Wettbewerb der Systeme 
von einem Wettbewerb unter Ordnungen gesprochen wird, soweit 
Ordnungen eindeutig einem bestímmten Systemtyp zugeord-net, 
sozusagen als seine Reprásentanten betrachtet werden können. So 
können die amerikanische und die britische Wirtschaftsordnung 
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trotz Unterschieden im institulionellen Detail eindeutig dem 
System "Marktwirtschaft" zugerechnet werden. 

In jüngster Zeit wurde jedoch aus anderen Gründen die Auffas-
sung vertraten, daft von einem "Wettbewerb der Systeme" nicht 
sinn-voll gesprochen werden könne; "Wettbewerb" sei nur 
zwischen Indivi-duen möglich (Vaubei, 1991). Dahinter steht die 
Auífassung, daft "Wettbewerb" zielgerichtetes, internationales 
Verhalten der Beteiligten impliziert Dann allerdings würde es 
keinen Sinn machen, von Wettbe-werb der Systeme zu sprechen. 
Bezeichnet man aber mit diesem Ausdruck nur die Ausbreitungs-, 
Verdrangungs- und Seleklionsvor-gánge, die sich zwischen, 
unterschiedlichen Ordnungen abspielen und auf ihre 
Systemmerkmale zuríickführbar sind, dann besteht das be-
griífliche Problem nicht Von einem Wettbewerb der Systeme ist 
dann, "nur in demselben iibertragenen Sinn die Rede wie etwa von 
einem Wettbewerb unterschiedlicher Problemlösungen für ein 
Problem der Ingenieurwissenschaften. Auch die als "Ordnungen" 
bezeichneten In-stitutionenkomplexe reprásentieren 

Problemlösungen; zu erklaren ist hier wie dort die Verdrángung 
bestimmter Problemlösungen durch andere. 
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II. Systemkonkurrenz vor dem Ost-West-Konllikt 

Wenn unter "Wettbewerb der Systeme" die empirisch 
beobachtbare Ausdehnung bestimmter Systemtypen auf Kosten 
anderer zu verste-hen ist, dann bietet das historische Material eine 
überwáltigende Füllé von Beispielen. Es dürfte eher schwerfallen, 
eine Geschichtsperiode zu entdecken, in der keine solchen 
Veranderungsvorgánge abgelaufen sind. "Wettbewerb der 
Systeme" ist in diesem Sinn nicht nur kein ein-maliger Vorgang, 
sondern ein universales Phanomen. Allerdings ver-liefen 
Ausbreitung und Veránderung insütutioneller Muster über aus-
gedehnte Perioden sehr langsam. Sie können völlig unbemerkt 
verlau-fen. Dies ist so lange möglich, wie Gesetze, Konventionen 
und andere soziale Normen als ewig gültig - weder abánderbar 
noch ersetzbar - aufgefaftt werden. Erst anhaltende, sich wiederholt 
zuspitzende soziale Krisen können wie schon bei den spáten 
Vorsokratikern zu der Er-kenntnis führen, daft Insütutionen nicht 
von Natur aus (physei), son-dern kraft - vielleicht sogar 
stillschweigenden - Übereinkommens oder autoritativer Setzung 
(thesei) gelten, ohne daft dies Willkür impliziert (Popper, 1962, S. 
57-66, 176-177; Hayek, 1973, S. 20-21). Damit wird die 
Umgestaltung einer bestehenden oder die Errichtung einer neuen 
Ordnung eine Angelegenheit vergleichender Bewertung und 
bewuftter Entscheidung. Solche Entscheidungen sind ebenso 
Elemente eines nach dem Trial-and-error-Prinzip arbeitenden 
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Anpassungsprozesses wie die nicht erkannte, daher nicht 
reflektierte Entstehung und Aus-breitung von Ordnungen; sie 
unterscheiden sich von diesem álteren Typ des 
Systemwettbewerbs durch das unvergleichlich höhere Tempo des 
Selektionsprozesses. Das Erlernen bestimmter Verhaltensmuster 
und das Verlernen anderer können in Bruchteilen der 
Lebensspanne von Individuen bewáltigt werden; die 
quasibiologische Selektdon auf der Ebene menschlicher 
Sozialverbánde, die Gesellschaften mit be-stimmten Ordnungen 
prosperieren und sich ausdehnen, andere stag-nieren, verarmen, 
schlieftlich verschwinden laftt, arbeitet dagegen weitaus langsamer. 

Zugleich ergibt sich erst aus bewuftten Lern- und 
Entscheidungs-prozessen bezüglich alternaliver Ordnungen ein 
mehr oder weniger reichhaltiger literarischer Niederschlag. Gut 
oder doch leidlich histo-risch dokumentiert sind Systemrivalitaten 
meist erst in den Fallen, wo die Zeitgenossen den Konflikt bewuftt 
erlebt habén. Aus diesem Grund, aber auch deshalb, weil der Ost-
West-Konflikt eindeutig dieser zweiten, "moderneren" Kategorie 
von Systemwettbewerben angehört, werden die historischen 
Beispiele im folgenden dieser Kategorie ent-nommen. In diesen 
Beispielen geht es allerdings im Gegensatz zum Ost-West-Konflikt 
unmittelbar nur um Transformaüonen politischer Ordnungen, 
obwohl sekundár auch die Wirtschaftsordnungen erheb-lich 
tangiert wurden. Erst die Technologie des 20. Jahrhunderts hat es 
ermöglicht, daft Zentralverwaltungswirtschaft aus einer Utopie zu 
einem katastrophal verlaufenden Lehrstiick des totalitaren social 
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engi-neering auf der Bühne der Weltgeschichte wurde (vgl. 
Wittfogel, 1957, S. 111-112). Diese Erfahrung blieb früheren 
Generationen erspart 

Substitution der gegebenen politischen oder wirtschaftlichen 
Ord-nung eines Landes durch eine neue war im 20. Jahrhundert in 
einigen Fallen überwiegend exogen, in anderen starker endogen 
verursacht Zu der ersten Kategoríe gehören die zahlreichen Fálle 
eines Ord-nungsoktrois mit Hilfe politischen oder militárischen 
Drucks, so der "Export der Revolution" in ost- und 
mitteleuropáische Lander mit Hilfe der Rőten Armee nach 1944. 
Auch die Staats- und Wirtschaftsver-fassungen Japans und 
Westdeutschlands nach 1945 waren nicht ohne Geburtshilfe der 
Besatzungsmachte entstanden. Daneben stehen, be-sonders seit 
1989, zahlreiche und markante Fálle einer überwiegend endogen 
bedingten Übernahme alternativer Ordnungen. 

Wie durch den Ausdruck "überwiegend" angedeutet, 
kombinieren sich endogene und exogene Faktorén in wechselnden 
Gewichtsver-háltnissen. Die zweite deutsche Demokratie kam 
nicht ohne Einwir-kung der Besatzungsmáchte zustande, aber ein 
charakteristisches und gewichtiges Detail der deutschen 
Verfassung wie das konstruktive Mifttrauensvotum erklárt sich rein 
endogen, aus politischen Erfahrun-gen der Weimarer Zeit Als 
überwiegend endogen verursacht sind auch die 
Ordnungstransformationen durch blutige oder unblutige Re-
volutionen zu klassifizieren. So ist etwa die Errichtung der 
kommunis-tischen Diktatur in China 1949, verglichen mit den etwa 
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gleichzeitigen Vorgangen in Ungarn oder der Tschechoslowakei, 
trotz des Zusam-menhangs mit den Kriegsereignissen bis 1945 
ganz überwiegend endogen bedingt gewesen. 

Die Umwalzungen seit 1989 haben lebhaft daran erinnert, daft 
nach der Niederlage der Achsenmáchte 1945 die Errichtung 
kommu-nistischer Herrschaftssysteme in Ost- und Mitteleuropa 
wesenüich mit direkter oder indirekter Unterstützung durch die 
Rote Armee erfolgte. Andererseits waren die meisten der mit 
Deutschland und Italien ver-bündeten kleineren Staaten nicht 
zufállig autorítare Diktaturen. Heute weitgehend in Vergessenheit 
geraten sind dagegen einige historische Vorgange des 20. 
Jahrhunderts vor dem Zweiten Weltkrieg, die ein-deutig Versuche 
einer "Projektion" der eigenen politischen Ordnung auf andere 
Staaten enthalten. Das wichtigste Beispiel dieser Art ist die von 
den Vereinigten Staaten nach ihrem Kriegseintritt 1917 gegenüber 
Deutschland verfolgte Politik. Diese Polilik machte im Sinne des 
Prin-zips "make the world safe for democracy" nach den 
militarischen Rückschlágen flir Deutschland im Spátsommer 1918 
die Aufnahme von Waffenstillstandsverhandlungen von einer 
Demokratisierung der politischen Ordnung in Deutschland 
abhangig. Prásident Wilson streb-te - im Einklang mit der schon 
von Aufklarern wie Montesquieu und Kant vertretenen Lehre -
Friedenssicherung durch Ausbreitung der Demokratie an. Nur 
wenig spáter begann das aus Revolution und Biir-gerkrieg 
entstandene bolschewistische Ruftland seinerseits mit Versu-chen, 
sein Modell der Einparteiendiktatur zu exportieren. Wáhrend diese 
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Versuche im Baltikum und in Polen zunáchst fehlschlugen, führten 
sie im Osten 1921 zur Errichtung der ersten kommunistischen 
Satellitenstaaten, der Mongoléi und Tannu-Tuwas (vorher, unter 
chi-nesischer Suweránitat Uijangchai), das dann 1944 von der 
Sowjetunion anneküert wurde. 

Ebenso wie diese partielle Vorwegnahme des Systemkonflikts 
seit 1945 sind analógé Vorgange aus der Zeit der Französischen 
Revolu-tion und Napoleons kaum in Erinnerung geblieben. Die 
französischen Siege im ersten Koalitionskrieg führten aufóer zu 
französischen An-nexionen linksrheinischer Gebiete zur Errichtung 
von "Schwesterre-publiken", Satellitenstaaten mit einer nach 
französischem Muster ge-stalteten Verfassung. Als erste entstand 
in den 1795 besetzten Nieder-landen die "Batavische Republik", 
nach Bonapartes Eroberung von Mailand dann 1797 in der 
Lombardéi die "Cisalpinische Republik", um Genua die "Iigurische 
Republik". 1798 folgten in der Schweiz die "Helveüsche Republik", 
in Mittel- und Süditalien die "Römische" und 1799 die 
"Parthenopáische Republik" (Neapel). Unter der Herrschaft 
Napoleons wurden aus einigen dieser "Schwesterrepubliken" 
Satelli-tenkönigreiche, so 1806 in den Niederlanden und Neapel 
unter Napo-leons Brüdern Louis und Joseph. Zu ihnen kamen 
weitere Satelliten-fürstentümer in den Rheinbundstaaten. Ein 
anderer Brúder Napoleons, Jerome, erhielt 1807 das neu 
geschaffene Königreich Westfalen. 

Die Errichtung eines Satellitenstaates war, wie spáter im Fali 
Tan-nu-Tuwas, in einigen Fallen Vorstufe der Annexion durch 
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Frankreich, zum Beispiel in den Niederlanden und in Genua. Das 
Vorbild der He-gemonialmacht prágte in alien Fallen die 
Institulionen der von Frank-reich abhángigen Staaten weitgehend. 

Nach Napoleons Niederlage 1815 betrieben die Máchte der 
Hei-ligen Allianz eine internationale Ordnungspolitik mit 
umgekehrten Vorzeichen, mit dem Ziel, nicht nur den durch den 
Wiener Kongreft geschaffenen territorialen Besitzstand zu erhalten, 
sondern iiberall auf dem Kontinent eine weitere Iiberalisierung der 
politischen Ordnung zu verhindern. Diese Festschreibung der 
Restauration hatte zwar nur wenige Jahre - zuletzt mit der 
Unterdriickung der spanischen Revolu-tion 1823 - vollen Erfolg. 
Immerhin folgte etwa die russische Auften-politík noch iiber die 
Revolution von 1848 hinaus dieser Linie; noch die Niederwerfung 
der ungarischen Revolution 1849 durch eine russische Armee laftt 
sich als Fortsetzung der Politik der Heiligen Allianz inter-pretieren. 

Im einzelnen zeigten alle diese Versuche, die eigene politische 
Ordnung iiber die eigenen Grenzen hinaus zu projizieren, oder 
gerade solche Ordnungstransfers zu verhindern, daft immer 
einheimische po-litische Kráfte beteiligt waren und eine 
Ordnungstransformation in keinem Falle rein exogen 
zustandekam. Dies gilt für die zwischen 1789- 1849 erfolgten oder 
verhinderten Transformationen ebenso wie für die Periode ab 
1914. 

Es gilt auch für einen anderen Systemwettbewerb, der sich 
über zweitausend Jahre vorher abgespielt hat Sparta und Athen 
waren im 5. Jahrhundert v. Chr. nicht nur Hegemonialmachte 
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gegnerischer Bündnisse, sondern Athén galt als Vorkampfer der 
Demokratie, wáh-rend Sparta im Ruf stand, einerseits Gegner der 
Tyrannis, andererseits Schutzmacht der Oligarchic zu sein. Von 
wenigen Ausnahmen abge-sehen, war dieses zeitgenössische Urteil 
berechtigt Innerhalb des von Athén beherrschten Delisch-
Attischen Bundes durften nur drei auto-nom gebliebene Mitglieder 
(Lesbos, Chios und bis 440 v. Chr. Samos) über ihre Verfassung 
selbst entscheiden; in alien anderen sorgte die athenische Politik 
dafür, daft die Demokratie eingeführt oder beibe-halten wurde. 
Selbst in militarisch bedrángter Lage, wáhrend des 
Peloponnesischen Krieges, gestanden die Athener "nur ausnahms-
weise . . . einer untertanigen Stadt ausdrücklich freie Hand bei 
der Einrichtung ihrer Verfassung zu" (Busóit, 1926, S. 1354, 
vgl. S. 1348-1350). Sparta war nicht nur selbst oligarchisch verfaftt, 
sondern stützte inner- und aufterhalb des Peloponnesischen 
Bundes bestehen-de Oligarchien und erzwang in einigen Fallen 
ihre Wiedererrichtung mit militárischen Mitteln. Nach dem Sieg 
über Athén 404 v. Chr. über-trug der spartanische Feldherr 
Lysander in Athén und den mit ihm verbündeten Stadten die 
Herrschaft oligarchischen Gremien, die durch eine spartanische 
Besatzung gestützt wurden. Diese Satelliten-regime bestanden 
allerdings nur wenige Jahre (Busóit, 1926, S. 1320, S. 1324-1327). 

Ohne Übertreibung láftt sich sagen, daft sowohl Athén wie 
Sparta ihren Verbündeten bezüglich der Verfassung nur 
"beschránkte Souve-ránitat" zugestanden. Konsequenterweise 
setzten die in den meisten Stadtstaaten bestehenden 
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demokratischen Bewegungen auf atheni-sche, die Oligarchen auf 
spartanische Unterstützung. Interventionen der beiden 
Groftmachte líir die jeweils eigene Seite waren nicht selten. Als 
Athén die auftenpoliüschen Folgen der Niederlage im Peloponnesi-
schen Krieg überwunden hatte, nahm es auch seine Politik des 
prode-mokratischen Intervenlionismus wieder auf. 
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III. Zur Theorie des Wettbewerbs der Systeme 

Wettbewerb der Systeme impliziert, daft es mindestens zwei 
un-terschiedliche Systeme gibt Dieser Satz verliert etwas von 
seiner scheinbaren Trivialitat, sobald man sich daran erinnert, daft 
die Vor-aussetzung - internationaler Pluralismus - in vielen 
Régiónén und wáh-rend langer historischer Perioden nicht erfüllt 
war. Ein Ensemble von zwei oder mehr unabhángigen, "annahernd 
gleich" starken, in dauern-der Interaktion stehenden politischen 
Verbánden - nicht notwendig Staaten im modernen Sinne - hat es 
nicht immer gegeben. Ein grofter Teil der Menschheit hat seit der 
Entwicklung von Stadtkulturen in relatív sehr groften, mehr oder 
weniger zentralisierten Staatsgebilden gelebt Diese Imperien 
waren in einigen Fallen Universalreiche, die eine ganze Region 
beherrschten, soweit sie verkehrs- und nachrich-tentechnisch 
durchdringbar war, wie das chinesische und das römi-sche 
Impérium oder das der Inka. Aber auch diejenigen, die Uni-
versalherrschaft anstrebten, sie aber nur teilweise realisierten, wie 
das Perserreich der Antike oder das Zarenreich im modernen 
Európa, waren in ihrer politischen Ordnung durch Zentralismus, 
Autokratie und Ten-denz zur Uniformitat charakterisiert (Wesson, 
1967, S. 77-81, 198-201). Die Sowjetunion unter Lenin und Stalin 
stand in vielen institutionellen Merkmalen in der Kontinuitat des 
zaristischen Vor-gangerregimes, wenn auch der Stalinsche 
Totalitarismus weit über die Überwachungs, Unterdrückungs- und 
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Manipulaüonstechniken der Zarenzeit hinausging (Wittfogel, 1957, 
S. 219-225; Pipes, 1977, S. 312-313). 

Pluralismus auf der Ebene der Staatengesellschaft ist keine 
hin-reichende, aber allém Anschein nach eine notwendige 
Bedingung für innerstaatlichen Pluralismus. Die einzelnen Akteure 
historíscher Staa-tensysteme konnten aristokratische oder 
demokratische Republiken, konslituüonelle oder absolute 
Monarchien sein. Selbst für diese war die politische Rivalitat 
gegeniiber anderen Saaten eine EinfluíSgröfóe, die Tendenzen zu 
despotischer Willkür entgegenwirkte. "... at its most illiberal, 
pluralism implies moderation and restraint of authority and its 
fixation by law" (Wesson, 1978, S. 7). Das gröftte und in seinen 
Wir-kungen bedeutendste war das im Mittelalter entstandene 
europáische Staatensystem. Pluralismus und Rivalitat in diesem 
Staatensystem wa-ren von ausschlaggebenden Gewicht, wie schon 
Max Weber feststell-te, in der Entwicklung des Kapitalismus 
(Weber, 1923, S. 288-289; vgl. neuerdings Wesson, 1978, S. 48-
51, 85-87; Jones, 1981, S. 104-126; Weede, 1989, S. 28-34). Aber 
nicht nur die auf Privateigentum an Produktionsmitteln beruhende 
Marktwirtschaft, ebenso der moderne Rechtsstaat und die 
representative Demokratie konnten sich nur unter dieser 
Voraussetzung entwickeln (Wesson, 1967, S. 93-109). 

Diese gleichgerichtete Entwicklung von Wirtschaftsordnung 
und polilischer Ordnung laftt sich auch für einige áltere 
Staatensysteme be-legen (Wesson, 1978, S. 41-60). Was an 
historischem Material über al-tere Staatensysteme erhalten 
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geblieben ist, ergibt zwar nur ein lücken-haftes Bild. Einigermafóen 
dokumentiert sind das italienische Staaten-system des 14.- 16. 
Jahrhunderts und das klassische Griechenland; sehr sporadisch ist 
die Information iiber China und Indien in der Zeit des 
Staatenpluralismus und andere, noch weniger bekannte Fálle. Aber 
was überliefert worden ist, verdient Beachtung, weil es zwei mit-
einander verknüpfte Kausalzusammenhánge belegt Zum einen ist 
der Staatenpluralismus Voraussetzung des innerstaatlichen 
politischen Pluralismus. Zum anderen sind innerstaatlicher 
Pluralismus und Ele-mente des Rechtsstaates mit der Tendenz zur 
freiheitlichen Wirt-schaftsordnung assoziiert Die Euckensche 
"Interdependenz der Ord-nungen" (Eucken, 1975, S. 180-184, 332-
334) láfót sich nicht nur an den inneren Verháltnissen moderner 
europáischer Staaten erhárten, son-dern wird auch in den álteren 
Fallen von Staatenpluralismus erkenn-bar, etwa in chinesischen 
Teilfürstentiimern und indischen Stadtrepub-liken vor ihrer 
Unterwerfung durch die Imperien der Ch'in und der Maurya. 
Wesson (1978, S. 41) resümiert den Zusammenhang: "... the 
division of power in the world involves internal limitation of power 
and a looser kind of society, which has more place for private 
undertakings of all kinds, private ownership, commerce, and 
individualism". 

Die kritische Variable ist der durch den Staatenpluralismus 
indu-zierte Wettbewerb zwischen den Staaten. Staaten 
konkurrieren um Menschen, Kapital, auch schon frtih um 
technisches Wissen; das ge-schieht nicht nur durch Ad-hoc-
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Maftnahmen, sondern auch durch ins-ütuűonelle Anpassungen. 
China in der pluralislischen Phase der "Kampfenden Staaten" 
illustriert den Zusammenhang: "The ruler of one [Chinese] state 
abolished tariffs to stimulate business; another made an agreement 
with the merchants not tu injure their interests, in return for which 
they promised not to move elsewhere. In the sixth century B. C., 
Lu had a special department to protect trade. War bet-ween Chin 
and Chou was said to have been restrained by fear of hur-ting 
trade" (Wesson, 1978, S. 45, vgl. S. 43, S. 47-51). 

Zwar gehen endogene Ordnungstransformationen, sei es in 
Ge-stalt mehr oder weniger weitgehender Übernahme fremder 
Institutio-nen oder ordnungspolitischer Innovationen im engeren 
Sinn, háufig auf die Verschárfung sozialer Spannungen zurück. 
Nicht weniger wich-tig sind aber partiell exogene 
Transformationen, die durch den Kon-kurrenzdruck in einem 
System unabhángiger, miteinander rivalisieren-der polilischer 
Einheiten ausgelöst werden. Auch hier kann die Über-nahme 
"freiwillig" erfolgen; es findet also kein Oktroi statt Aber die 
Dynamik des Staatenwettbewerbs drángt - obwohl sie nicht 
"zwingt" - zur leistungssteigernden Anpassung im 
organisatorischen Bereich ebenso wie in Wissenschaft und 
Technik. Sie stimuliert damit die Suche nach neuen, besseren oder 
verbesserten altén Problemlösun-gen, nach institutionellen ebenso 
wie nach technischen Innovationen. 

Ebenso wie die Darwinsche natiirliche Auslese arbeitet auch 
der Wettbewerb der Systeme nach dem Prinzip von Versuch und 
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Irrtum, also jedenfalls: nicht irrtumsfrei. Die Ergebnisse 
bestimmter Transfor-mationen können sich ex post als 
Verschlechterungen statt der er-hoíften Verbesserungen erweisen. 
Die Korrektur des Urteils über eine neuerrichtete Ordnung und 
der aus der Enttauschung resulüerende Konsenszerfall führen aber 
nicht immer kurzfristig zur Ablösung der neuen Ordnung durch 
die frühere oder eine dritte, noch nicht erprob-te. Bestimmte, erst 
vor kurzem errichtete Ordnungen erweisen sich als 
widerstandsfáhig, obwohl sie nicht durch Traditionen legitimiert 
werden und die anfangs in sie gesetzten Hoffnungen enttauscht 
haben. Dies gilt insbesondere für solche Ordnungstypen, die starke 
Status-quo-Interessen einer Minderheit und eine sehr einseitige 
Machtvertei-lung zugunsten dieser Minderheit entstehen lassen. 
Herausragende Beispiele dafür sind die totalitaren Ordnungen des 
20. Jahrhunderts. In den kommunisüschen Staaten Osteuropas 
konnte die Nomenklatura durch ihr Machtmonopol politische und 
Wirtschaftsordnungen noch über Jahrzehnte konservieren - notfalls 
mit "brüderlicher Hilfe" be-nachbarter Regime gleichen Typs -
nachdem der anfánglich in Teilen der Bevölkerung vorhandene 
Konsens langst zerfallen war. 

Ordnungsinnovationen, die im Wege intersozietaren Lernens 
un-ter Konkurrenzdruck mehr oder weniger weite Verbreitung 
fanden, markieren die Phase der Entstehung des modernen 
europáischen Staates in der Periode des Absolutismus und 
Merkantilismus. Leiten-der Gesichtspunkt bei der Einführung 
institutioneller - und aller ande-ren - Neuerungen war vor allém die 
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Starkung des eigenen Militarpo-tentials. "A large part of the 
system.s dynamic was an arms race" Jo-nes, 1981, S. 119). Preuften 
war nur ein, allerdings ein besonders markanter und erfolgreicher 
Fall "ordnungspolitischer Aufriistung". Zu dieser 
ordnungspolilischen Aufriistung gehörten ftirstlicher Absolutis-mus 
(Friedrich Wilhelms I. rocher de bronce) ebenso wie bedeutende 
Schritte in Richtung des modernen Rechtsstaates, etwa das 
Preuftische Allgemeine Landrecht von 1794. Vorbild wurden die 
preuftischen Re-formen auch für den auftenpolitischen Gegner; die 
österreichische Reformpolitik Josephs II. war bekanntlich in 
weitem Umfang durch das preuftische Vorbild inspiriert 

Auch "ordnungspolitische Aufriistung" ist weit alter als das 
neu-zeitliche europáische Staatensystem. Zwar laftt sich die 
Hypothese nur unzureichend belegen, daft der Druck der Rivalitat 
der Groftmachte in einem Staatensystem generell zur Suche nach 
effzienteren Inslitutio-nen stimuliert, weil das historische Material 
für mehrere altere Staa-tensysteme zu lückenhaft ist. Einen sehr 
frühen und verhaltnismaftig gut dokumenüerten Fall finden wir 
aber schon im chinesischen Alter-tum. Unter den sieben als 
Groftmachte geltenden chinesischen Fürs-tentümern verdankte der 
Weststaat Ch.in, ahnlich wie spater Preuften, sein gefürchtetes 
Militarpotenúal einer von dem Minister Wei Yang im 4. 
Jahrhundert v. Chr. durchgeführten Verfassungs- und Verwaltungs-
reform, die vor allem den fürstlichen Absoluüsmus starkte und die 
Ressourcen des Landes viel mehr als die Rivalen in den Dienst der 
ex-pansionistíschen Auftenpolitik stellte. Die Unterwerfung der 
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übrigen Staaten, wenn auch erst nach einer langen Reihe sehr 
blutiger Kriege, ist Ch'in schlieftlich auch deshalb gelungen, weil 
seine Rivalen weni-ger zu institutioneller und ideologischer 
Innovation oder Übernahme der in Ch.in erfolgreichen 
Innovaüonen bereit waren (Franké und Trauzettel, 1968, S. 67, S. 
72). 

Wenn im Wettbewerb der Systeme Produktivitat, 
Innovationsfá-higkeit und Reagibilitat gegenüber Bedürínissen und 
Wünschen von Bürgern und Verbrauchern alléin den Ausschlag 
gáben, so ware eine Verdrangung pluralistischer durch 
zentralisierte Ordnungen (wie in China durch Ch'in) 
ausgeschlossen. Ihr Wettbewerb wird aber nicht nur, jedenfalls 
nicht immer im Wege friedlichen Werbens um Akzep-tanz, um 
Loyalitat der Bevölkerung, sondern auch mit den Mitteln der 
Machtpolitik ausgetragen (Kiekmansegg, 1987, S. 587-588). 

Sobald indes Anwendung oder Androhung militarischer Gewalt 
zum Mittel des Konfliktaustrags wird, kommt eine systembedingte 
Schwáche von Demokraűen gegenüber nichtdemokraüschen 
Rivalen ins Spiel. Es handelt sich um eine demokratietypische 
Tendenz zur suboptimalen Bereitstellung von Kollektivgüter, - als, 
insbesondere auch der :áufteren Sicherheit Demokratie-typisch ist 
diese Tendenz, weil sie sich gerade aus dem demokratischen 
Entscheidungsmecha-nismus des Mehrheitsprinzips ableiten láftt 
Unterstellt man realisti-scherweise bei den an Abstimmungen über 
die Verwendung öffent-licher Mittel Beteiligten, daft sie 
unterschiedlich stark an den Abstim-mungsergebnissen interessiert 
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sind und daft nicht über das Budget als Ganzes, sondern über 
einzelne Verwendungskategorien, etwa Haus-haltstitel, getrennt 
abzusümmen ist, so ist in erheblichen Umfang Stimmentausch 
Oogrolling) zu erwarten. Wohlfahrtsökonomisch beur-teilt, hat dies 
den Vorteil, daft die unterschiedlichen Práferenzintensi-taten im 
resultierenden Budget berücksichtigt worden sind. Zugleich führt 
der Sümmentausch, soweit private Nutzeffekte von den Beteilig-ten 
dabei gegenüber Kollektivgütern práferiert werden, zu einer im 
Zeitablauf - über eine Serie von Mehrheitsentscheidungen -
zunehmen-den Reallokation öffentlicher Mittel: weg von der 
Bereitstellung oder Gewáhrleistung von Kolleküvgütern wie 
áuftere Sicherheit, hin zu meritorischen Gütern und/oder 
Transferleistungen (Tullock, 1959). 

Der Ausgang militarischer Konílikte hángt aber nicht nur vom 
Umfang verfügbarer Ressourcen ab, denn überlegende 
Produktivitat und Technologie eines modernen Industrielandes 
können immerhin der Unterallokation entgegenwirken, sondern oft 
auch vom Entschei-dungs- und Mobilisierungstempo. Demokratíen 
- je reichlicher mit in-stituüonellen checks and balances 
ausgestattet, desto mehr - sind auch in dieser Dimension im 
Nachteil. Dies gilt in weitem Umfang, mutatis mutandis, auch für 
andere pluralisüsche Ordnungen, etwa für standi-sche 
Aristokratien. Es kommt daher für sie darauf an, es nicht kurz-
fristig zu einer militárischen Entscheidung kommen zu lassen. Je 
spá-ter es zur Entscheidung kommt, desto besser ihre Chancen, 
daft ihr überlegenes wirtschaftliches sowie wissenschaftlich-
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technisches Po-tential zur Geltung kommt In den beiden groften 
Systemkonllikten, die die westlichen Demokratien im 20. 
Jahrhundert bestanden haben, ist ihr Erfolg neben anderen 
Einzelfaktoren auch darauf zurückzu-führen, daft es ihnen gelang, 
Zeit zu gewinnen. Der militarisch ausge-tragene Konílikt mit dem 
nationalsozialistischen Deutschland dauerte lange genug, um 
überlegenes Produktionspotential in überlegene Riis-tung 
umsetzen zu können. Es liegt auf der Hand, daft dieser Vorteil 
auch geopolitischer Natúr war: Die angelsachsischen Demokratien 
wurden, anders als Frankreich, durch geographische Isolation vor 
den Folgen ihrer systembedingten anfanglichen Schwáche 
geschiitzt. In dem zweiten Systemkonflikt kam es, in erster Iinie 
wegen der Prásenz der Kernwaffen, íiberhaupt nicht zu einem 
militarischen Austrag gro-ften Maftstabs, sondern nur zu 
begrenzten oder Stellvertreterkriegen. Damit aber konnte, je 
lánger das mehr oder weniger friedliche Neben-einander der 
rivalisierenden Ordnungen andauerte, statt der militari-schen 
Entscheidung eine Entscheidung durch Beeinílussung von 
Mentalitaten und Wertungen der Bevölkerungen erfolgen. In 
einem solchen Wettbewerb sind zentralisierte Systeme Iangfristig 
im Nach-teil. Je langer und gründlicher Kenntnisse der 
systembedingt verschie-denen Lebensverhaltnisse sich bei den 
Bevölkerungen diesseits und jenseits verbreiten, desto bessere 
Möglichkeiten kritischen Vergleichs eröffnen sich. Langfristig 
erfolgt dadurch eine Unterminierung des Mi-nimalkonsenses, den 
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zentralisierte Ordnungen wie alle anderen bra-uchen (Kammler, 
1990, S. 51-.53). 

Dies schlieftt nicht aus, daft sie kurzfristig Proselyten gerade 
unter den Intellektuellen pluralistischer Gesellschaften finden. 
Damit tritt ne-ben der Tendenz zur Unterallokation im Bereich der 
áufteren Si-cherheit und zur Verzögerung von Entscheidungen eine 
weitere prinzi-pielle Schwache freiheiüicher Ordnungen ins 
Blickfeld. Zentralisierte, hierarchisch geordnete Gesellschaften 
entwickeln eine Attraktivitat ei-gener Art für diejenigen, die ihre 
Nachteile nicht oder nur aus grofter Distanz erieben. Die 
scheinbare Transparenz ihrer Organisation, die Einfachheit ihres 
Strukturprinzips, machen sie für einen - oft mit Ás-thetizismus 
gepaarten - konstrukűvisüschen Rationalismus attraktív, der auch 
Gesellschaftsordnungen nach dem Vorbild des klassischen 
(deterministischen) Konzepts des Mechanismus interpretiert 
(siehe dazu Deutsch, 1966, S. 20-30; Popper, 1962, S. 157-168; 
Hayek, 1988, S. 48-65). Auch dadurch - und nicht nur durch die 
unbestrittene Em-pörung über das Arbeiterelend im 
Frühkapitalismus - laftt sich die heute kaum verstandliche 
Faszination westlicher Intellektueller durch das utopische 
Experiment des Sowjetstaates erkláren ("I have seen the future, 
and it works"; vgl. Kaltenbrunner, 1975), ebenso aber auch die 
Faszination westlicher Intellektueller des 17. und 18. Jahrhunderts 
durch die - stark idealisiert wahrgenommene 
Gesellschaftsordnung Chinas unter den ersten Kaisern den Ch'ing-
Dynastie (Franke, 1962): Selbst nach Leibniz. Auffassung sollte 
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"die schriftliche Fixierung aller Sitten und Gesetze und 
gesellschaftlicher Einrichtungen (Chinas) ... schlieftlich zu einem 
Modell für Európa werden" (Widmaier, 1991, S. N4). Diese 
intellektuelle Chinoiserie hat sich seit Mitte der sechziger Jahre 
wiederholt, jetzt aber mit Bezug auf die totalitare Gesellschaft 
Chinas unter Mao (vgl. Koenen, 1990). 

Der appeal zentralisierter Ordnungen liegt somit groftenteils in 
ihrer Einfachheit, ihrer scheinbaren Transparent Es erscheint 
trans-parent, daft von einer Instanz Anordnungen gegeben werden, 
die ande-re Instanzen ausllihren. Daft Monarchie als 
Regierungsform so weit verbreitet - und selbst in modernen 
Republiken noch weithin popular - ist, láftt sich auch auf diese 
Transparenz zurückführen. "The nature of a constitution, the action 
of an assembly, the play of parlies, the unse-en formation of a 
guiding opinion, are complex facts, difficult to know, and easy to 
mistake. But the action of a single will, the fiat of a single mind, are 
easy ideas: anybody can make them out, and no one can ever 
forget them" (Bagehot, 1928, S. 30). Auch Zentralverwaltungs-
wirtschaft ist in diesem Sinne einfacher, namlich in ihren 
Funklions-prinzipien transparenter. Die iiberlegene 
Leistungsfáhigkeit von Marktwirtschaften andererseits; beruht auf 
einem oft schwer oder gar nicht durchschaubaren 
Ineinandergreifen von Entscheidungspro-zessen, die durch 
Preisanderungen als Knappheitssignale dezentral ge-steuert 
werden, letztlich auf dem Nutzbarmachen mehr oder weniger weit 
verstreuten, meist partikuláren, nicht-nomologischen Wissens, das 
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der "Wettbewerb als Entdeckungsverfahren" zuwegebringt (Hayek, 
1978, S. 179-180). Bemerkenswert ist, daft somit auch die 
pluralistischen Ordnungen unter Anpassungsdruck durch die 
Vorbild-wirkung totalitarer oder subtotalitarer Rivalen geraten 
können. Diese Vorbildwirkung kann allerdings nur so lange 
anhalten, wie die tatsach-lichen Lebensverháltnisse unter solchen 
Ordnungen nicht allzu genau bekannt sind; sie unterliegen der 
Erosion, wenn gewisse Details sich nicht mehr übersehen oder 
eskamotieren lassen. 

Pluralisüsche Ordnungen, die in viel weiterem Umfang auf 
mitein-ander verknüpfte Selbststeuerungsmechanismen bauen, 
sind notwen-dig komplexer als zentralisierte Ordnungen. Nicht nur 
darin, aber auch und gerade darin ist ihr Leistungsvorteil, aber 
auch ihre poli-tische Schwache begründet. Gröftere Komplexitat 
bedeutet nicht im-mer, aber háufig gröftere Efíizienz. Aus ganz 
verschiedenen Wissens-gebieten ist der Sachverhalt gelauíig, daft 
komplexere Arrangements einfacheren iiberlegen sein können. 
Beispielsweise wird in vielen Fal-len die Entstehung einer 
chemischen Verbindung zweier Elemente durch die Beteiligung 
eines dritten Elements - eines "Katalysators" - beschleunigt, das 
selbst nicht in die Verbindung eingeht Aus der ökonomischen 
Theorie ist Böhm-Bawerks Prinzip der "Mehrergiebig-keit 
produktiver Umwege" bekannt Die Erzeugung von Investitions-
giitern ermöglicht eine insgesamt höhere Bereitstellung von 
Konsum-gütern, als wenn alle verfügbaren Produküonsfaktoren 
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unmittelbar für die Erzeugung von Konsumgütern eingesetzt 
würden. 

Es ist zu erwarten und wird durch Erfahrungen bestatigt, dalS 
komplexere Arrangements nicht immer effizienter sind. Sie 
unterlie-gen aber einer Seleküon und werden von effizienteren 
Instituüonen verdrángt, wenn sie dem Wettbewerbsdruck lange 
genug ausgesetzt werden. Dies geschieht langfristig zunehmend 
dadurch, daft ihre Un-terlegenheit - sei es auch in einem ProzeíJ 
schmerzhaften Umlernens - erkannt wird und diese Erkenntnis 
auch Konsequenzen in ihrer Sub-sütuüon durch Alternaüven hat 
Erst diese immer wiederholte Aussiebung im Wettbewerb der 
Insütuüonen führt zu einer Práponder-anz sowohl komplexer wie 
auch effizienter Ordnungselemente. Einzel-ne dieser 
Ordnungselemente können weitgehend geplant gewesen sein; in 
ihrem Zusammenspiel sind sie weit mehr, mit dem Ausdruck 
Adam Fergusons, "the result of human action but nor of human 
design" (zitiert bei Hayek, 1973, S. 20). Nicht einmal die 
Gesamtheit der Wirkungen einzelner Ordnungselemente, erst 
recht nicht die eines aus ihnen neu kombinierten Ensembles kann 
ex ante erkannt und vor-ausgesagt werden. 

Zusammen mit der notwendigen Ungleichheit von 
Einkommen, Vermögen, Status und EinfluB, die eine pluralistische, 
auf Selbststeue-rung beruhende Ordnung unvermeidlich erzeugt, 
bildet die Intranspa-renz ihrer Arbeitsweise ein Moment ihrer 
politischen Schwáche. Weil die Signalfunktion von 
Preisunterschieden in, einer Marktwirtschaft oft unzureichend 
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verstanden wird, fehlt oft auch die Bereitschaft, ihre Wirkungen -
insbesondere die Wirkungen auf Faktorpreise wie Lohn und Zins 
und die dadurch implizierte Ungleichheit von Einkommen - als 
unentbehrlich für die nur so erreichbare Effizienz der Ressource-
nallokaüon hinzunehmen. 

Demokraüe und Marktwirtschaft sind im übrigen ebenso wie 
an-dere realisierte Ordnungen - nicht dauernd, aber immer wieder -
Ge-fahren ausgesetzt, die daraus resulüeren, daft ihre Leistungen 
nicht mit denen der real möglichen Alternativordnungen 
verglichen werden, sondem mit idealisierten Vorstellungen, die 
irgendwo realisiert wor-den sind - also im Wortsinne mit "Utopien". 
Durch derarüge Verglei-che werden Leistungsdeűzite freiheiüicher 
Ordnungen vorgespiegelt, die verschwinden oder zu Aküvsalden 
werden müftten, sobald mit re-alisierbaren Alternaüven verglichen 
würde: zum Beispiel nicht mit einer vollkommenen "Gesellschaft 
der Freien und Gleichen", sondern mir dem real exisüerenden 
Sozialismus, wie er bis vor kurzem in ost-europáischen Landern 
anzutreffen war. In der seit Generationen betriebenen 
"Gesellschaftskriük,, dagegen wurde - wenn die Metapher erlaubt 
ist - nicht selten die Effizienz einer realen Maschine mit der eines 
perpetuum mobile verglichen. 
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IV. Neue Rivalen? 

Die bisherige Untersuchung hat zweierlei ergeben: daft 
Wettbe-werb der Systeme, auch als Bestimmungsgröfte der 
auftenpolitischen Strategie rivalisierender Groftmáchte, bereits 
lange vor dem Ost-West-Konílikt wiederholt die internationale 
Politik geprágt hat, und daft pluralistisch-freiheitliche gegenüber 
zentralisierten Ordnungen zwar auf lange Sicht überlegen, 
trotzdem aber immer wieder endogen durch Konsensverlust, 
insbesondere die intellektuellen Schichten, und exogen wegen 
einer Tendenz zur Unterallokation für die Gewáhrlei-stung áufterer 
Sicherheit und zur Verzögerung poliüscher Entschei-dungen 
bedroht sind. Wo es Freiheit gab, war sie kein freies Gut Und 
jetztf Sind seit 1989 Bedrohungen durch áuftere oder innere 
Gegner für die freiheitlichen Ordnungen Probleme der 
Vergangenheit? 

Áhnlich wie nach den beiden Weltkriegen gibt es auch nach 
dem Ende des Ost-West-Konflikts Hoffnungen auf dauerhaften 
Frieden. Oft wird als ein Grund solcher Hoffnungen angesehen, 
daft mit der Nie-derlage des Kommunismus als messianischer 
Ideologie die letzte grofte Alternative zur westlichen Gesellschafts-
und Wirtschaftsord-nung verschwunden sei. Es gebe keinen 
Herausforderer mehr. Eine vieldiskutierte Arbeit, in der diese 
Position vertreten wird, trágt den Titel "The End of History?" 
(Fukuyama, 1989). Solche euphorischen Stellungnahmen 
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verdienen eine niichterne Prüfung. Die Aussichten auf dauerhaften 
Fríeden werden einstweilen unter anderem dadurch getrübt, daft 
die Auflösung kommunislischer Herrschaftsgebilde viele bisher 
unterdriickte Nationalitatenkonüikte virulent werden láftt (vgl. 
Huntington, 1989, S. 6-8). Dies geschieht, wie die Entwicklung im 
ehe-maligen Jugoslawien zeigt, auch aufterhalb des bis 1989 
sowjeüsch beherrschten Teils Osteuropas. Andererseits kann kein 
Zweifel beste-hen, daft die Selbstbehauptung- und 
Ausbreitungschancen von Demo-kratie und Marktwirtschaft seit 
1989 weltweit gewachsen sind. Aber heiftt das auch, daft es in 
absehbarer Zukunft keine Herausforderung mehr geben wird, wie 
es zuletzt die durch den Wellkommunismus war? 

Die erfolgreiche Selbstbehauptung im Ost-West-Konflikt, die 
Übernahme westlicher Wert- und Ordnungsvorstellungen in bis 
1989 kommunistischer Landem Mittel- und Osteuropas láftt viele 
Europaer und Amerikaner iibersehen, daft auch aufterhalb noch 
übriggebliebe-ner kommunistischer Staaten wie China, Kuba oder 
Nordkorea diese Wert- und Ordnungsvorstellungen auf 
entschlossene Ablehnung sto-ften. Ein Hauptelement des 
"Fundamentalismus", den es als Massen-bewegung vor allém - aber 
nicht ausschlieftlich - in islamisch geprág-ten Landern gibt, ist 
genau diese Ablehnung des westlichen Musters. Aber einstweilen 
zeichnet sich nicht ab, daft daraus ideologisch att-raktive, 
machtpolitisch ernstzunehmende Rivalen des Westens entste-hen 
könnten, die mit der braunen oder rőten Variante des modernen 
Totalitarismus auf eine Stufe zu stellen waren (Plattner, 1991, S. 43-
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44). Immerhin könnte man sich erinnern, daft die Ideologien 
beider Varianten nicht oríentalischer, sondern westlicher Herkunft 
waren. Dann liegt auch die Frage nahe, ob innerhalb westlicher 
Lander die Bedingungen, aus denen die untergegangenen 
totalitaren Regime ent-standen sind, heute fortgefallen sind oder 
noch weiter bestehen. 

Zweifellos fehlen heute einige dieser Bedingungen. 
Beispielsweise erlebt kein westliches Industrieland gegenwártig 
einen gesellschaft-lichen und polilischen Umbruch, wie ihn 
Deutschland und Ruftland ab 1914 erlebt haben. Eine andere 
Wurzel revolutionárer Ideologie und totalitarer Programmatik ist 
indes nicht abgestorben. Sie ist groften-teils ein indirekter Effekt 
der Eigendynamik freiheiüicher Ordnungen. Dieser Eífekt entsteht 
daraus, daft die Mitglieder einer offenen Gesell-schaft 
unvermeidlich unter zwei heterogenen Regelsystemen leben, den 
Regein der freiheitlichen und notwendig unpersönlichen Ordnun-
gen und denen der Kleingruppe - der Familie, eines 
Freundeskreises, der Nachbarschaft Beide Regelsysteme sind 
unentbehrlich, aber par-tiell im Konflikt miteinander. Diesen 
immer wieder auftretenden Kon-llikt divergierender Normen hat 
Kari Popper schon vor fíinfzig Jahren als Hintergrund der 
Entstehung totalitarer Entwiirfe identiíiziert; er nennt die als 
belastend, oft sogar schmerzhaft empfundene Erfahrung dieses 
Normenkonflikts the strain of civilization (Popper, 1962, S. 171). Je 
starker das Zusammenleben durch abstrakte Regein und individu-
elle Entscheidungen bestimmt wird, desto mehr hat es den 
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Charakter der modernen - bei Popper der "offenen" - Gesellschaft 
und desto spürbarer wird die Belastung durch den 
Normenkonllikt Soweit das "Leiden an der Gesellschaft" ihrer 
Offenheit und Iiberalitat zugerech-net wird, ergibt sich ein Motiv 
der intellektuellen Revoke und der Kon-struküon totalitarer 
Programme. Diese Reaktion auf den strain of ci-vilization gibt es 
nicht erst in der Neuzeit, sondern schon in den of-fenen 
Gesellschaften der griechischen Antiké: Platons "Staat" - ein 
Hauptthema des Popperschen Werkes - ist ganz ebenso, ein 
Versuch, einen Ausweg aus dem Normenkonflikt durch totalitare 
Umgestaltung der Gesellschaft zu weisen wie viele der 
revoluűonáren Ideologien seit der Renaissance. Áhnlich Popper,-
führt Hayek die Revoke gegen den extended order (synonym mit 
Poppers open society) auf den als Belas-tung erlebten 
Normenkonflikt zuriick. Klarer als Popper, der vor, einer 
Entscheidung flir oder gegen eine der beiden Seite spricht, sieht 
Hayek die tragische Unausweichlichkeit des Konflikts: "If we were 
to apply the unmodified, uncurbed, rules of the micro-cosmos (i.e., 
of the small band or troop, or of, say, our families) to the 
macrocosmos (our wider civilization), as our instincts and 
sentimental yearnings often make us wish to do, we would destroy 
it Yet if we were always to apply the rules of the extended order to 
our more intimate groupings, we would crush them. So we must 
learn to live in two sorts of world at once" (Hayek, 1988. S. 18). 

An der Treffsicherheit der Diagnose kann kaum gezweifelt 
wer-den. Popper und Hayek sprechen von einem Sachverhalt, der 
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schon viel früher erkannt, beschríeben und wiederholt diskuüert 
worden ist, etwa in der Auseinandersetzung um Tönnies' 
"Gemeinschaft und Ge-sellschaft" (Tönnies, 1887). Hayek weist zu 
Recht darauf hin, daB schon Mandeville und Hume das Problem 
erkannt hatten (Hayek, 1988, S. 12-13). Das Problem aber, und 
damit ein starkes Moűv der in-tellektuellen Revolte gegen die 
offene Gesellschaft, besteht auf unab-sehbare Zeit weiter. 

Wenn und soweit dies zutrifft, bleiben die Marktwirtschaft und 
die reprásentaüve Demokratie trotz ihrer Leistungsüberlegenheit 
einer endogenen Geiahrdung ausgesetzt Es muft auch für die 
Zukunft damit gerechnet werden, daft es eine intellektuelle 
"Opposition zum System" geben wird. Dies laftt sich nicht 
verhindern, schon deshalb nicht, weil sie oft schwer von der 
notwendigen "Opposition im System" zu unter-scheiden ist Ebenso 
ist damit zu rechnen, daft Opposition zum System auch in Zukunft 
in langanhaltenden Krisen zur Massenbewegung wer-den kann. 
Die mehr oder weniger utopischen Zielvorstellungen wer-den 
kaum noch einmal als "Sozialismus" etikettiert werden. Aber am 
Etikett liegt wenig. Die "Prinzipnachteile" freiheitlicher Ordnungen 
zu verschweigen besteht kein Grund. Im Gegenteil: Wer aus guten 
Grün-den die Lebenserwartung solcher Ordnungen maximieren 
möchte, sollte sie offen ansprechen: einmal, um gerade möglichst 
wenig Auf-kommen utopisch-perfektionistischer Erwartungen und -
danach nur natürlich - Enttauschung und "Verdrossenheit" zu 
riskieren, zum an-deren, um eine möglichst umfassende Suche 
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nach Möglichkeiten insti-tutioneller Kompensation dieser 
Nachteile anzuregen. 

Für die stabile Legitimitat freiheitlicher Ordnungen ist eine 
adáqu-ate Ausgestaltung des institutionellen Rahmens wesentlich. 
Das Prog-ramm - aber bisher nur zum Teil die Praxis - einer 
ordnungskonfor-men Sozialpoliük, aber auch einer Kontrolié von 
Vermachtungstenden-zen durch Wettbewerbspoliük unterscheiden 
die Konzeption der sozia-len Marktwirtschaft vom Laissez-faire-
System des 19. Jahrhunderts. Ebenso unterscheidet die Bonner 
Demokratie sich von ihrer Weima-rer Vorgangerin durch 
institutionelle Innovationen, die ihr zu starkerer Legiümitat und 
höherer Stabilitat verholfen haben: die dem Parlamen-tarismus 
konforme Trennung der Funktionen von Staatsoberhaupt und 
Regierungschef, die Unterstützung der Arbeitsfáhigkeit des Parla-
ments durch das Wahlrecht, das die Parteienzersplitterung in 
Grenzen halt, und die Stabilisierung der Regierung durch das 
konstruktive Mifttrauensvotum. Dies sind Ansatze, deren 
unbezweifelbarer Erfolg nicht übersehen lassen sollte, daft mit 
ihnen die Möglichkeiten einer Stabilisierung durch adáquat 
gestaltete Instituüonen keineswegs aus-geschöpft sind. 

Das in den letzten Jahren wieder zunehmende Tempo der 
europái-schen Integration legt eine weitere Überlegung nahe. Die 
Realisierung der in der westlichen Welt vorherrschenden Wert-
und Zielvorstellun-gen hangt selbstverstandlich davon ab, daft sich 
freiheitliche Ordnun-gen im Wettbewerb mit autokratischen 
behaupten. Sie hángt aber auch - für viele weniger 
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selbstverstándlich - davon ab, daft freiheitliche Ordnungen 
weiterhin untereinander in Wettbewerb treten können, und 
insbesondere: daft sie dies auch gerade mit voneinander ab-
weichenden institutionellen Details tun können. Das impliziert ein 
er-hebliches Maft an ordnungspolilischer Gestaltungsmöglichkeit 
inner-halb des für alle geltenden freiheitlichen Grundmusters. 

Eines der Motive der europáischen Einigungspolilik war und 
ist es, daft die Vorteile der Gröfte statt durch imperiale 
Expansionspoliük durch den freiwilligen Zusammenschluft 
realisiert werden können, und dies ohne die Opfer und Leiden, die 
Expansion mit militárischen Mit-teln erfordert Das trifft zu; aber es 
trííft auch für die Nachteile der Gröfte zu. Wie weit diese Nachteile 
eintreten, wird auch vom Detail des Zusammenschlusses 
bestimmt, insbesondere davon, wieviel Sub-sidiaritat und damit 
institutionelle Vielfalt er in der zukünftigen politi-schen Praxis 
ermöglicht Bisher scheint Subsidiaritát eher Iippenbe-kenntnis als 
maftgebendes Kritérium der Kompetenzverteilung im 
Integrationsprozeft zu sein (wie etwa die europáische 
Technologiepoli-ük illustriert; siehe dazu Starbatty, Scháfers und 
Vetterlein, 1990). Daher hangén Wert und Wünschbarkeit des 
Fortgangs der europái-schen Integration erheblich davon ab, 
welche Richtung sie hier ein-schlágt Es ist nicht ausgeschlossen, 
daft auf der Ebene der europái-schen Union der Fehler zu starker 
Zentralisierung und zu weitgehen-der Vereinheitlichung wiederholt 
wird, den einzelne europáische Na-tionen auf der 
nationalstaatlichen Ebene begangen habén. Es ist bei-spielsweise 
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nicht einzusehen, weshalb in allén Landern der Europái-schen 
Gemeinschaft das gleiche Aktienrecht gelten müftte; das oft ge-
nannte Vorbild der USA beweist das Gegenteil. Die Kreativitat und 
die Vitaiitat des kíinfügen Európa werden entscheidend auch 
davon ab-hángen, ob es einem solchen internen Wettbewerb der 
Systeme genü-gend Raum gibt Ware dies gewahrleistet, dann 
würde damit Wilhelm Röpkes - schon 1958 geáufterte -
Befürchtung widerlegt, die Europái-sche Gemeinschaft werde ein 
Instrument des Zentralismus, der Büro-kratisierung und der 
Uniformitat (Röpke, 1979, S. 362-367). Nichts wá-re dem groften 
Iiberalen Röpke willkommener gewesen, als mit seiner 
Befürchtung nicht recht zu behalten. Und für das Európa von 
morgen liefte sich nichts Besseres wünschen. 
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